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Neueinstellungen im öffentlichen Dienst –

Bedeutung der Zusatzversorgung.
Neueinstellungen im öffentlichen Dienst –

Bedeutung der Zusatzversorgung.
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Ihre Nachricht ist für jede 
teilnehmende Person sichtbar.

1. Haben Sie Fragen zu den heutigen Themen?

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die 
gleichzeitige Verwendung der Sprachformen 
männlich, weiblich und divers (m/w/d) verzichtet. 
Sämtliche Personenbezeichnungen gelten 
gleichermaßen für alle Geschlechter.

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die 
gleichzeitige Verwendung der Sprachformen 
männlich, weiblich und divers (m/w/d) verzichtet. 
Sämtliche Personenbezeichnungen gelten 
gleichermaßen für alle Geschlechter.

Feedbackbogen beim Verlassen des 
Seminars.

Chatfenster.
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Kontakte.
2. Haben Sie individuelle Fragen?
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Unterlagen für Onlineseminare.
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Schulungsunterlagen.
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Überblick.

Die Pflichtversicherung/VBLklassik

Die freiwillige Versicherung/VBLextra
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ANVBL

Betriebliche 
Altersversorgung

mit der
VBL

Beteiligungs-
vereinbarung

VBL-Satzung und 
Tarifvertrag Altersversorgung

Arbeitsvertrag

AG

Zweckbestimmung der VBL.
Alters-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenrenten im Wege einer privatrechtlichen Versicherung.
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Gesetzliche 
Altersversorgung

Betriebliche 
Altersversorgung

Private 
Altersversorgung

Unterstützungs-
kasse

Direktzusage
Pensionskasse

VBL
Direktversicherung Pensionsfonds

Pflichtversicherung Freiwillige Versicherung

VBLklassik VBLextra

Die VBL als Pensionskasse.



Seite 9Seite 9

Der Arbeitgeber

 prüft die Voraussetzungen und die Ausnahmeregelungen. 

 erstellt die Anmeldung entsprechend der RIMA. 
Der Versicherungsschutz beginnt mit dem Eingang der Anmeldung.

 ist Schuldner der Aufwendungen.

 ist Versicherungsnehmer der  Pflichtversicherung

 freiwilligen Versicherung für Wissenschaftler und sog. Höherverdiener.

 Hat Informations- und Aufklärungspflichten gegenüber seinen Beschäftigten und der VBL.

Beginn des Arbeitsverhältnisses.
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Die Voraussetzungen zur Pflichtversicherung:

 Beschäftigte haben das 17. Lebensjahr vollendet. 

 Beschäftigte können die Wartezeit von 60 Kalendermonaten erfüllen.
Frühere Versicherungszeiten in der Zusatzversorgung werden angerechnet. 
Ggf. kann die Unverfallbarkeitsfrist nach dem Betriebsrentengesetz erfüllt werden.

 Versicherungspflicht besteht aufgrund eines Tarifvertrages oder aufgrund eines arbeitsvertraglich in Bezug 
genommen Tarifvertrages.

 Bestimmte Beschäftigte können die Versicherungspflicht mit dem Arbeitgeber im Arbeitsvertrag vereinbaren.

 Beschäftigte sind Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und Auszubildende.
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Von der Pflicht zur Versicherung ausgenommen sind

 Beamte.

 Bezieher einer Altersrente als Vollrente.

 Beschäftigte, die aufgrund gesetzlicher, tariflicher oder vertraglicher Vorschrift einer anderen 
Zusatzversorgungseinrichtung angehören müssen.

 „kurzfristig“ Beschäftigte.
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 Umlagen für die Abrechnungsverbände West und Ost-Umlage.

 Beiträge zur Kapitaldeckung im Abrechnungsverband Ost-Beitrag.

 Berechnungsgrundlage ist das zusatzversorgungspflichtige Entgelt = der steuerpflichtige Arbeitslohn.

 Der Beteiligte ist Versicherungsnehmer und Schuldner aller Aufwendungen.

 Die Beteiligten sind nach der Satzung und der Beteiligungsvereinbarung verpflichtet, der VBL alle Daten zur 
Pflichtversicherung nach den Richtlinien für das Melde- und Abrechnungsverfahren (RIMA) mitzuteilen.

Aufwendungen zur VBLklassik.
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Aufwendungen im Abrechnungsverband West Umlagen

Arbeitgeberanteil 5,49 %

Arbeitnehmeranteil 1,81 %

Umlagesatz gesamt 7,30 %

West
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Aufwendungen im Abrechnungsverband Ost Umlagen Beiträge

Arbeitgeberanteil 1,06 % 2,00 %

Arbeitnehmeranteil 0,00 % 4,25 %

Umlagesatz und Beitragssatz gesamt 1,06 % 6,25 %

Ost
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Ansparphase Leistungsphase

Steuerfreie Aufwendungen oder 
Riesterförderung

nachgelagerte (volle) Besteuerung der Rente

Individuelle oder pauschale
Versteuerung der Aufwendungen

Besteuerung der Rente mit dem Ertragsanteil

Steuerliche Behandlung. 
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Grenzbeträge für die Aufwendungen:

Jahr 2023 jährlich monatlich

Steuerfreie Arbeitgeberumlage (§ 3 Nr. 56 EStG): 3,00 % der BBG-West 2.628,00 Euro 219,00 Euro

Pauschalversteuerung der Umlage durch den Arbeitgeber:
Abrechnungsverband West 
Abrechnungsverband Ost

1.104,36 Euro
1.073,76 Euro

92,03 Euro
89,48 Euro

Steuerfreie Beiträge (§ 3 Nr. 63 Satz 1 EStG): 8,00 % der BBG-West 7.008,00 Euro 584,00 Euro

Sozialversicherungsfreie Beiträge: 4,00 % der BBG-West 3.504,00 Euro 292,00 Euro
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Vorläufige* Grenzbeträge für die Aufwendungen:

Jahr 2024 jährlich monatlich

Steuerfreie Arbeitgeberumlage (nach § 3 Nr. 56 EStG: 3,00 % der BBG-West Euro Euro

Pauschalversteuerung der Umlage durch den Arbeitgeber:
Abrechnungsverband West 
Abrechnungsverband Ost

1.104,36 Euro
1.073,76 Euro

92,03 Euro
89,48 Euro

Steuerfreie Beiträge nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG: 8,00 % der BBG-West Euro Euro

Sozialversicherungsfreie Beiträge: 4,00 % der BBG-West Euro Euro

* Die Steuerfreibeträge nach § 3 Nr. 56, 63 EStG beruhen auf die vorläufigen Rechengrößen der Sozialversicherung für 2024. Der Entwurf der Verordnung 
über maßgebende Rechengrößen der Sozialversicherung für das Jahr 2024 bedarf insbesondere noch der Zustimmung des Bundesrates. 
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 Anspruch besteht, wenn bei Eintritt des Versicherungsfalles die Wartezeit 
(i. d. R. 60 Kalendermonate) erfüllt ist.

 Die Berechnung von Versorgungspunkten erfolgt in Abhängigkeit von Alter
und zusatzversorgungspflichtigem Entgelt.

 Der Altersfaktor berücksichtigt die jährliche Verzinsung von 3,25 % während 
der Anwartschaftsphase und 5,25 % während des Rentenbezuges.

 Mögliche Überschussverteilung während der Ansparphase in Form von 
Bonuspunkten.

 Soziale Komponenten bei Mutterschutz, Elternzeit, Erwerbsminderungs- oder
Hinterbliebenenrente. 

 Jährliche Rentenanpassungen i. H. v. 1 % zum 1. Juli.

 Geringe Verwaltungskosten, keine Risikozuschläge.

Details zur Betriebsrente.
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§ 34 VBLS:
Erfüllung der Wartezeit oder 

der Unverfallbarkeitsfrist
nach BetrAVG.

§ 33 Satz 1 VBLS:
Der Versicherungsfall ist 

eingetreten.

§ 33 Satz 3 VBLS:
Auf Antrag besteht 

Anspruch auf Betriebsrente.

Voraussetzungen für die Betriebsrente.



Seite 20Seite 20

Die Wartezeit:

 60 Kalendermonate mit Aufwendungen für mindestens einen Tag bis zum Rentenbeginn.

 Mutterschutzzeiten während der Pflichtversicherung.

 gegenseitige Anerkennung früherer Versicherungszeiten.

 bei Eintritt des Versicherungsfalles infolge eines Arbeitsunfalles gilt sie als erfüllt.

 der Teil der Anwartschaft aus der Pflichtversicherung, der i. S. d. Betriebsrentengesetzes (BetrAVG) 
unverfallbar ist, gilt als erfüllt.

 Beitragsfrei Versicherten können sich, wenn sie die Wartezeit nicht erfüllt haben, ihre nach 1998 entrichteten  
Eigenanteile an den Umlagen nach § 44 VBLS erstatten lassen.

Besonderheit im Abrechnungsverband Ost-Beitrag:

 Ggf. Teilanspruch besteht auf Betriebsrente durch sofort unverfallbare Anwartschaften aus Arbeitnehmerbeiträgen
zur Kapitaldeckung und Altersvorsorgezulagen. Um die Wartezeit zu erfüllen, werden auch beitragslose Zeiten 
während und nach dem Ende der Pflichtversicherung berücksichtigt.

 Arbeitnehmerbeiträge zur Kapitaldeckung können daher nicht erstattet werden.
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* Die Hinterbliebenenversorgung für eingetragene Lebenspartner regelt § 38 Abs. 4 VBLS.

Versicherungsfälle:

Der Versicherungsfall (§ 33 VBLS) tritt mit dem Bezug einer Rente aus der deutschen Rentenversicherung ein.

Renten wegen Alters 
(§33 Abs. 2 SGB VI)

Renten wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit (§33 Abs. 3 SGB VI)

Renten wegen Todes*
(§33 Abs. 4 und 5 SGB VI)

Regelaltersrente Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung Witwen- und Witwerrente

Altersrente für langjährig Versicherte Rente wegen voller Erwerbsminderung Halb- und Vollwaisenrente

Altersrente für besonders langjährig 
Versicherte

Rente für eingetragene 
Lebenspartner/-innen

Altersrente für schwerbehinderte 
Menschen 
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VBL
gegenseitige Anerkennung von

Versicherungszeiten (§ 32 VBLS)
andere
Zusatzversorgungkasse 

 Versicherungszeiten bei unterschiedlichen Kassen werden auf Antrag gegenseitig anerkannt und zur Erfüllung der 
Wartezeit zusammengerechnet.

 Der Antrag auf gegenseitige Anerkennung wird bei der aktuellen ZVK gestellt.

 Mehrere eigenständig nebeneinander bestehende Anwartschaften sind möglich.

 Der Rentner stellt bei jeder Zusatzversorgungskasse einen Antrag auf Betriebsrente.

Gegenseitige Anerkennung.
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Unter www.vbl.de

im Suchfeld 
„Überleitung“ 
oder „Übersicht“ 
eingeben.
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Beschäftigte geb. am 18. Mai 2000

Pflichtversichert bei der VBL vom 1. Januar 2023 bis 31. Mai 2067

Voraussichtlicher Versicherungsfall: Regelaltersrente (67. Lebensjahr)

Rentenbeginn: 1. Juni 2067

Zusatzversorgungspflichtiges Jahresentgelt 2023: 35.000,00 Euro

Jährliche Gehaltsanpassungen: 1 Prozent

Betriebsrente aus der VBLklassik: 883,48 Euro (brutto)

Berechnungsbeispiel zur Betriebsrente.
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Überblick.

Die Pflichtversicherung/VBLklassik

Die freiwillige Versicherung/VBLextra
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 die freiwillige Versicherung ist den Pflichtversicherten der VBL vorbehalten. 

 die VBL stellt auf der Homepage verschiedene Berechnungsprogramme zur Verfügung.

 die freiwillige Versicherung bietet die Möglichkeit der Nutzung der staatlichen Förderung.

 Versicherte können sich von VBL mehrere Angebote erstellen lassen. 

 ein Angebot enthält einen bereits vorab ausgefüllten Antrag auf Abschluss der freiwilligen Versicherung.

 der Antrag auf Abschluss einer freiwilligen Versicherung wird über Personalstelle des Arbeitgebers gestellt.

 der Versicherungsschutz entsteht mit der ersten Beitragszahlung.

 die Fortsetzung der freiwilligen Versicherung kann innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Monaten nach 
Beendigung der Pflichtversicherung beantragt werden.

Sicherung des Lebensstandards.
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 Versicherungsfälle wie in der gesetzlichen Rentenversicherung (vgl. Seite 18/21).

 Rentenversicherung in Anlehnung an die VBLklassik. 
Berechnung der Versorgungspunkte in Abhängigkeit von Alter und Beitrag.

 Garantieverzinsung in Höhe von 0,25 % seit dem 1. Juni 2016.

 Mögliche Überschussverteilung in der Ansparphase in Form von Bonuspunkten.

 Erwerb höherer Leistungen durch Risikoausschluss.

 Nicht garantierter Gewinnzuschlag in der Rentenphase.

 Keine Gesundheitsprüfung.

 Keine Wartezeit.

Details zur VBLextra.
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Beschäftigte: geb. am 18. Mai 2000

Freiwillig versichert in der VBLextra: vom 1. September 2023 bis 31. Mai 2067

Monatliche Beiträge: 100,00 Euro

Tarife: Risiken Garantierte 
Betriebsrente*

Betriebsrente* bei einer 
Gesamtverzinsung von 

0,4175 % 1,4175 %

Tarif A: Alters-,Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenrente 164,66 Euro 175,27 Euro 254,60 Euro

Tarif B: Alters- und Hinterbliebenenrente 169,82 Euro 180,82 Euro 263,12 Euro

Tarif C: Alters- und Erwerbsminderungsrente 172,00 Euro 182,75 Euro 270,08 Euro

Tarif D: Altersrente 175,85 Euro 186,91 Euro 276,47 Euro

* brutto

Berechnungsbeispiel zur Betriebsrente.
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Riesterförderung:  Zulagenförderung
 Steuerersparnis

Entgeltumwandlung:  Steuerersparnis
 Sozialversicherungsfreiheit

 Liegen die entsprechenden steuerlichen und tarifvertraglichen Voraussetzungen vor, können Beschäftigte beide 
Möglichkeiten der staatlichen Förderung nutzen.

 Beide Förderwege können auch gleichzeitig genutzt werden.

 Die Förderwege können kostenfrei angepasst werden.

 Staatlich geförderte Renten unterliegen der nachgelagerten Besteuerung.

 Nicht staatlich geförderte Renten werden mit dem Ertragsanteil versteuert.

Die staatliche Förderung.
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Zulagenförderung Steuerliche Förderung

Grundzulage: 175,00 Euro

Sonderausgabenabzug einschl. Zulagen 2.100,00 EuroKinderzulage: 185,00 Euro/300,00 Euro

Mindesteigenbeitrag: 4 % der beitragspflichtigen Einnahmen abzüglich der Zulagen.

Höchstbeitrag: 2.100,00 Euro einschließlich der Zulagen.

Mindestbeitrag 2022: jährlich 254,63 €/mtl. 21,22 €.

 Bis zum 25. Lebensjahr erhalten Berechtigte einmalig bei Abschluss eines Riestervertrages eine um 200,00 Euro 
erhöhte Grundzulage als sog. Berufseinsteigerbonus.

 Der Sockelbetrag beträgt seit 2005 jährlich 60 Euro.

 Die Kinderzulage i. H. v. 300,00 Euro gilt für nach dem 31. Dezember 2007 geborene Kinder.

Funktionsweise der Riesterförderung.
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Rahmenvereinbarung 
zur Entgeltumwandlung

Entgeltumwandlung

AN

AGVBL

Versicherungsverhältnis
VBLextra

Vereinbarung/Ergänzung zum 
Arbeitsvertrag, dass Entgeltansprüche 
umgewandelt werden; nur aus einem ersten 
Arbeitsverhältnis möglich

Funktionsweise der Entgeltumwandlung.
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Ansparphase Leistungsphase

Steuerfreie Aufwendungen oder 
Riesterförderung

nachgelagerte (volle) Besteuerung der Rente

Individuelle Versteuerung der Aufwendungen Besteuerung der Rente mit dem Ertragsanteil

Steuerliche Behandlung. 
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Grenzbeträge für die Entgeltumwandlung:

Jahr 2023 jährlich monatlich

Steuerfreie Beiträge 7.008,00 Euro 584,00 Euro

Sozialversicherungsfreie Beiträge 3.504,00 Euro 292,00 Euro

Mindestbeitrag zur VBLextra 254,63 Euro 21,22 Euro 
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Vorläufige* Grenzbeträge für die Entgeltumwandlung:

Jahr 2024 jährlich monatlich

Steuerfreie Beiträge Euro Euro

Sozialversicherungsfreie Beiträge Euro Euro

Mindestbeitrag zur VBLextra Euro Euro 

* Die Steuerfreibeträge nach §§ 3. 63 EStG beruhen auf die vorläufigen Rechengrößen der Sozialversicherung für 2024. Der Entwurf der Verordnung über 
maßgebende Rechengrößen der Sozialversicherung für das Jahr 2024 bedarf insbesondere noch der Zustimmung des Bundesrates. 
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Rechtsanspruch auf die Übertragung besteht, wenn

 innerhalb eines Jahres nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses der Antrag auf die Übertragung gestellt wird. 
Bei einem Wechsel innerhalb des öffentlichen Dienstes ist Voraussetzung, dass die Zeiten der Pflichtversicher-
ung gegenseitig anerkannt werden und die Übertragung innerhalb von sechs Monaten beantragt wird.

 die betriebliche Altersversorgung über eine Direktversicherung, Pensionskasse oder einen Pensionsfonds 
durchgeführt wird.

 der Übertragungswert die Beitragsbemessungsgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung West nicht übersteigt.

 Nähere Informationen finden Sie in unsere Broschüre Portabilität Ihrer Altersversorgung:

Übertragung/Portabilität.
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VBL-Informationsmaterial.

Klicken
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Antwortbogen in der VBLspezial: Erstinformation zur betrieblichen Altersversorgung

 Beratungsgespräch/Video-Beratung. 
Im Internet kann ein Wunschtermin vereinbart  werden. 

 Angebot für VBLextra zukommen lassen. 

 Bei Fragen sind wir telefonisch/per Mail erreichbar.

 VBLnewsletter abonnieren.
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onlineseminare@vbl.de


